
2. Stellt die Zweite Übergangsbestimmung des Gesetzes 
1/2013 vom 14. Mai 2013 zumindest eine klare Beschrän­
kung des Schutzes der Interessen der Verbraucher dar, wenn 
sie das Gericht implizit dazu verpflichtet, eine missbräuch­
liche Klausel über Verzugszinsen durch Neuberechnung der 
vereinbarten Zinsen bei Aufrechterhaltung der missbräuch­
lichen Klausel abzumildern, statt sie für nichtig und für 
unverbindlich für den Verbraucher zu erklären? 

3. Verstößt die Zweite Übergangsbestimmung des Gesetzes 
1/2013 vom 14. Mai 2013 gegen die Richtlinie 93/13/EWG 
des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln 
in Verbraucherverträgen, insbesondere Art. 6 Abs. 1 der 
Richtlinie, da sie die Anwendung des Äquivalenzgrundsatzes 
und des Effektivitätsgrundsatzes auf dem Gebiet des Ver­
braucherschutzes verhindert und die Sanktion der Nichtig­
erklärung und der Feststellung der Unverbindlichkeit miss­
bräuchlicher Klauseln über Verzugszinsen in vor dem In­
krafttreten des Gesetzes 1/2013 vom 14. Mai 2013 verein­
barten Hypothekendarlehen ausschließt? 

( 1 ) ABl. L 95, S. 29. 

Vorabentscheidungsersuchen der Vergabekammer Arns­
berg (Deutschland) eingereicht am 22. Oktober 2013 — 

Bundesdruckerei GmbH gegen Stadt Dortmund 

(Rechtssache C-549/13) 

(2014/C 24/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Vergabekammer Arnsberg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bundesdruckerei GmbH 

Beklagte: Stadt Dortmund 

Vorlagefrage 

Stehen Art. 56 AEUV und Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
96/71/EG ( 1 ) einer nationalen Rechtsvorschrift und/oder einer 
Vergabebedingung eines öffentlichen Auftraggebers entgegen, 
der zufolge ein Bieter, der einen bzw. den ausgeschriebenen 
öffentlichen Auftrag erhalten will, (1.) sich verpflichten muss, 
dem zur Auftragsausführung eingesetzten Personal einen in der 
Rechtsvorschrift festgelegten Tarif- oder Mindestlohn zu zahlen, 
und (2.) einem eingesetzten oder in Aussicht genommenen 
Nachunternehmer eine ebensolche Verpflichtung auferlegen 
und dem Auftraggeber eine entsprechende Verpflichtungserklä­
rung des Nachunternehmers vorlegen muss, wenn (a) die 

Rechtsvorschrift eine solche Verpflichtung nur für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge, nicht aber auch die Erteilung privater Auf­
träge vorsieht, und (b) der Nachunternehmer in einem anderen 
EU-Mitgliedsstaat ansässig ist und die Arbeitnehmer des Nach­
unternehmers bei der Ausführung der auftragsgegenständlichen 
Leistungen ausschließlich in dessen Heimatland tätig werden? 

( 1 ) Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im 
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen; ABl. 1997, L 18, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado Contencioso- 
Administrativo n o 6 de Bilbao (Spanien), eingereicht am 
25. Oktober 2013 — Grupo Hospitalario Quirón 

S.A./Departamento de Sanidad del Gobierno Vasco 

(Rechtssache C-552/13) 

(2014/C 24/05) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Juzgado Contencioso-Administrativo n o 6 de Bilbao 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Grupo Hospitalario Quirón S.A. 

Beklagter: Departamento de Sanidad del Gobierno Vasco 

Mitbeklagter: Instituto de Religiosas Siervas de Jesús de la Caridad 

Vorlagefrage 

Ist das Erfordernis in öffentlichen Aufträgen für die Erbringung 
von Gesundheitsdienstleistungen, wonach die Gesundheitsleis­
tung, die Gegenstand solcher Aufträge ist, AUSSCHLIESSLICH 
in einer konkreten Gemeinde erbracht werden kann, in der die 
Patienten nicht unbedingt ihren Wohnsitz haben müssen, mit 
dem Recht der Europäischen Union vereinbar? 

Vorabentscheidungsersuchen des Lietuvos Aukščiausiojo 
Teismo (Litauen), eingereicht am 28. Oktober 2013 — 

UAB „Litaksa“/„BTA Insurance Company“ SE 

(Rechtssache C-556/13) 

(2014/C 24/06) 

Verfahrenssprache: Litauisch 

Vorlegendes Gericht 

Lietuvos Aukščiausiojo Teismo

DE 25.1.2014 Amtsblatt der Europäischen Union C 24/3



Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsklägerin: UAB „Litaksa“ 

Andere Verfahrenspartei: „BTA Insurance Company“ SE 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 2 der Richtlinie 90/232/EWG ( 1 ) in der durch Art. 4 
der Richtlinie 2005/14/EG ( 2 ) geänderten Fassung dahin aus­
zulegen, dass die Parteien eines Versicherungsvertrags nicht 
berechtigt sind, in einer Vereinbarung den Versicherungs­
schutz der versicherten Person geografisch einzuschränken 
(eine unterschiedliche Versicherungsprämie festzulegen, je 
nachdem, in welchem Gebiet das Fahrzeug genutzt wird 
— entweder in dem der gesamten Europäischen Union 
oder nur in dem von Litauen), ohne aber den Versicherungs­
schutz der Geschädigten einzuschränken, d. h. die Nutzung 
des Fahrzeugs außerhalb der Republik Litauen in einem an­
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union als Faktor, der 
das Versicherungsrisiko erhöht, zu definieren, sodass in die­
sem Fall eine zusätzliche Versicherungsprämie zu zahlen ist? 

2. Sind der Grundsatz des freien Verkehrs von Personen und 
Fahrzeugen im gesamten Gebiet der Europäischen Union 
und der allgemeine unionsrechtliche Grundsatz der Gleich­
heit (Nichtdiskriminierung) dahin auszulegen, dass sie durch 
die oben genannte Vereinbarung zwischen den Parteien ei­
nes Versicherungsvertrags, dem zufolge das Versicherungs­
risiko an die geografische Nutzung des Fahrzeugs anknüpft, 
verletzt werden? 

( 1 ) Dritte Richtlinie 90/232/EWG des Rates vom 14. Mai 1990 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung. (ABl. L 129, S. 33). 

( 2 ) Richtlinie 2005/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2005 zur Änderung der Richtlinien 72/166/EWG, 
84/5/EWG, 88/357/EWG und 90/232/EWG des Rates sowie der 
Richtlinie 2000/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 149, S. 14). 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 30. Oktober 2013 — 
Finanzamt Ulm gegen Ingeborg Wagner-Raith, als 

Rechtsnachfolgerin der verstorbenen Maria Schweier 

(Rechtssache C-560/13) 

(2014/C 24/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beklagter und Revisionskläger: Finanzamt Ulm 

Klägerin und Revisionsbeklagte: Ingeborg Wagner-Raith, als 
Rechtsnachfolgerin der verstorbenen Maria Schweier 

Andere Partei: Bundesministerium der Finanzen 

Vorlagefragen 

1. Steht die Kapitalverkehrsfreiheit des Art. 73b EGV (ab 1. Mai 
1999 Art. 56 EG) ( 1 ) einer nationalen Regelung (hier: § 18 
Abs. 3 AuslInvestmG), wonach für inländische Beteiligte an 
ausländischen Investmentfonds unter bestimmten Vorausset­
zungen zusätzlich zu den Ausschüttungen fiktive Einnah­
men in Höhe von 90 vom Hundert der Differenz zwischen 
dem ersten und dem letzten Rücknahmepreis des Jahres, 
mindestens aber 10 vom Hundert des letzten Rücknahme­
preises (oder des Börsen- oder Marktwerts) anzusetzen sind, 
bei Beteiligungen an Drittstaatenfonds deshalb nicht ent­
gegen, weil die seit dem 31. Dezember 1993 im Wesentli­
chen unveränderte Regelung im Zusammenhang mit der 
Erbringung von Finanzdienstleistungen im Sinne der Be­
standsschutzregelung des Art. 73c Abs. 1 EGV (ab 1. Mai 
1999 Art. 57 Abs. 1 EG) ( 2 ) steht? 

Sofern die Frage 1 nicht bejaht wird: 

2. Stellt die Beteiligung an einem solchen Investmentfonds mit 
Sitz in einem Drittland stets eine Direktinvestition i.S. des 
Art. 73c Abs. 1 EGV (ab 1. Mai 1999 Art. 57 Abs. 1 EG) 
dar oder ist die Antwort hierauf davon abhängig, ob die 
Beteiligung dem Anleger aufgrund von nationalen Vorschrif­
ten des Sitzstaates des Investmentfonds oder aus anderen 
Gründen die Möglichkeit gibt, sich effektiv an der Verwal­
tung oder der Kontrolle des Investmentfonds zu beteiligen? 

( 1 ) Art. 63 AEUV 
( 2 ) Art. 64 Abs. 1 AEUV 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Közigazgatási és 
Munkaügyi Bíróság (Ungarn), eingereicht am 30. Oktober 
2013 — UPC DTH/Nemzeti Média- és Hírközlési Hatóság 

Elnöke 

(Rechtssache C-563/13) 

(2014/C 24/08) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Közigazgatási és Munkaügyi Bíróság
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